geandert durch 1. Anderungssatzung vom 18.04.2023
geandert durch 2. Anderungssatzung vom 26.05.2023

Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Welchweiler
vom 16.09.2015

Der Ortsgemeinderat Welchweiler hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung fur Rheinland-
Pfalz (GemO) sowie der §§ 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes (BestG),
alle in der jeweils geltenden Fassung, folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt
gemacht wird:

Inhaltsverzeichnis

1. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Friedhofsverwaltung und Friedhofstréger
§ 3  Friedhofszweck
§ 4 SchlieBen und Aufheben

2. Ordnungsvorschriften
§ 5 Offnungszeiten
§ 6 Verhalten auf dem Friedhof
§ 7 Ausflihren gewerblicher Arbeiten

3. Aligemeine Bestattungsvorschriften
§ 8 Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit
§ 9 Sérgeund Urnen
§10 Grabherstellung
§ 11 Ruhezeit
§12 Umbettungen

4. Grabstitten
§ 13  Allgemeines, Arten der Grabstidtten
§ 14 Reihengrabstdtten
§ 15 Wabhigrabstatten
§ 16 Urnengrabstdtten
§ 17 Rasengrabfeld

5. Gestaltung der Grabstdtten
§ 18 Wahlmoglichkeit
§19 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

6. Grabmale
§ 20 Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften
§ 21 Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften
§22 Errichten und Andern von Grabmalen
§ 23 Standsicherheit der Grabmale
§ 24 Verkehrssicherungspflicht fir Grabmale
§ 25 Entfernen von Grabstdtten und Grabmalen

7. Herrichten und Pflegen der Grabstatten
§ 26 Herrichten und Instandhalten der Grabstatten
§ 27 Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften
§ 28 Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften
§ 29 Vernachldssigte Grabstitten

8. Leichenhalle
§ 30 Benutzung der Leichenhalle

9. Schlussvorschriften
§31 Alte Rechte
§32 Haftung
§ 33 Ordnungswidrigkeiten
§ 34 Gebiihren
§ 35 Inkrafttreten

Seite 1von 10


Braun
Text-Box
geändert durch 1. Änderungssatzung vom 18.04.2023
geändert durch 2. Änderungssatzung vom 26.05.2023


1. Alleemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

Diese Satzung gilt fir den im Gebiet der Ortsgemeinde Welchweiler gelegenen Friedhof.

§ 2 Friedhofsverwaltung und Friedhofstrager

Die Verwaltung und Beaufsichtigung der Friedhdfe und des Beerdigungswesens obliegen der Verbandsgemeinde
Altenglan, im Folgenden Friedhofsverwaltung genannt. Friedhofstrdger ist die Ortsgemeinde.

§ 3 Friedhofszweck

1) Der Friedhof ist eine nicht rechtsfahige Anstalt (&ffentliche Einrichtung) der Ortsgemeinde.
2) Erdient der Bestattung derjenigen Personen, die

a) beiihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinde waren,
b) ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstétte haben oder
¢} ohne Einwohner zu sein, nach § 2 Absatz 2 Sdtze 2 und 3 BestG zu bestatten sind.

3) Die Bestattung anderer Personen bedarf einer besonderen Vereinbarung und der vorherigen Zustimmung des
Friedhofstragers.

§ 4 SchlieBen und Aufheben

1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofs kann ganz oder teilweise flir weitere Bestattungen oder Beisetzungen
gesperrt (SchlieBung) oder anderen Zwecken gewidmet werden (Aufhebung), vgl. § 7 BestG.

2) Durch die SchlieRung wird die Maglichkeit weiterer Bestattungen und Beisetzungen ausgeschlossen. Soweit
durch die SchlieRung das Recht auf weitere Bestattungen oder Beisetzungen in Wahlgrabstédtten oder
Urnenwahlgrabstéatten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten fiir die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines
weiteren Bestattungs- oder Beisetzungsfalles auf Antrag eine Wahlgrabstatte oder Urnenwahlgrabstatte zur
Verfligung gestellt. AuBerdem kann er die Umbettung verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht
abgelaufen ist.

3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestétte der Toten verloren. Die in Reihen-
oder Urnenreihengrabstdtten Bestatteten werden, falls die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in
Wahlgrabstitten oder Urnenwahlgrabstatten, falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der
Ortsgemeinde in andere Grabstatten umgebettet.

4) SchlieBung oder Aufhebung werden 6ffentlich bekannt gemacht. Der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrab-
stiatte oder Urnenwahlgrabstitte erhilt auBerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt
oder {iber das Einwohnermeldeamt zu ermitteln ist.

5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher &ffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig werden sie bei
Wabhlgrabstétten oder Urnenwahlgrabstdtten den Nutzungsberechtigten, bei Reihen- oder Urnenreihengrab-
stétten - soweit moéglich - einem Angehdrigen des Verstorbenen mitgeteilt.

6) Ersatzgrabstitten werden von der Ortsgemeinde auf ihre Kosten entsprechend den Grabstétten auf dem
aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder dem Friedhofsteil hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstatten
werden Gegenstand des Nutzungsrechts.

2. Ordnungsvorschriften

§ 5 Offnungszeiten

1) Die Offnungszeiten werden an den Eingidngen durch Aushang bekannt gegeben. Zu anderen Zeiten darf der
Friedhof nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden.

2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten des Friedhofes oder einzelner Friedhofseile
vorlibergehend untersagen.
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§ 6 Verhalten auf dem Friedhof

1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen
des Friedhofspersonals oder der Beauftragten des Friedhofstragers sowie der Friedhofsverwaltung sind zu
befolgen.

2) Kinder unter 12 Jahren diirfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.
3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren; Kinderwagen und Rollstithle sowie Handwagen zur
Beférderung von Material zur Grabherrichtung, leichte Fahrzeuge von zugelassenen Gewerbe-
treibenden und Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung sowie des Friedhofstrdgers sind ausgenommen.

b) Waren aller Art, sowie gewerbliche Dienste anzubieten,

¢) an Sonn-und Feiertagen und in der Ndhe einer Bestattung, Beisetzung oder Gedenkfeier stérende
Arbeiten auszufihren,

d) ohne Auftrag eines Nutzungsberechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung
gewerbsmaRig zu fotografieren,

e) Druckschriften zu verteilen,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstétten zu verunreinigen oder zu beschédigen,
g) Abraum auBerhalb der dafiir vorgesehenen Stellen abzuladen,

h) Tiere - ausgenommen Blindenhunde - mitzubringen,

i) zuspielen, zu larmen und Musikwiedergabegerdte zu betreiben.

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf
ihm vereinbar sind.

4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung zusammenhingende Veranstaltungen bediirfen der
Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spatestens vier Tage vorher anzumelden.

§ 7 Ausfiihren gewerblicher Arbeiten

1) Bildhauer, Steinmetze, Gartner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhaltung von Grabstéitten befasste
Gewerbetreibende haben bei Aufnahme einer Tétigkeit auf dem Friedhof die Arbeiten 4 Wochen vor Beginn
bei der Friedhofsverwaltung anzuzeigen. Auf das Verwaltungsverfahren finden die Bestimmungen iiber die
Genehmigungsfiktion nach § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) mit der MaRgabe Anwendung,
dass die Frist nach § 42a Abs. 2 Satz 1 VwV{G vier Wochen betragt. Das Verfahren kann {iber einen einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Gesetzes (iber die einheitlichen Ansprechpartner in Ver-
waltungsangelegenheiten vom 27.10.2009, GVBI. S. 355, in der jeweils geltenden Fassung abgewickelt werden.

2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und persénlicher Hinsicht
zuverldssig sind.

3) Ein Verbot fiir die Ausfiihrung von Arbeiten kann dann ausgesprochen werden, wenn die Voraussetzungen des
Absatzes 2 nicht mehr vorliegen und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung gegen die
Bestimmungen der Friedhofssatzung verstoRen.

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 8 Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

1) Jede Bestattung ist unverziiglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Fiir die
Beisetzung von Aschen gilt § 16 Abs. 4.

2) Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstitte oder Urnenwahlgrabstitte
beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

3) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den Angehérigen und der
zustdndigen Religionsgemeinschaft fest. Die Bestattungen/Beisetzungen erfolgen von montags bis freitags. An
Samstagen, Sonn- und Feiertagen sowie an Heiligabend kann nur in Notfillen oder bei einem unabweisbaren
Grund eine Bestattung genehmigt werden.
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1)

3)

4)

Aschen miissen spdtestens zwei Monate nach der Eindscherung beigesetzt werden, andernfalls werden sie auf
Kosten des Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem. § 9 BestG) in einer Urnenreihengrabstétte beige-
setzt,

In jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch gestattet, ein Elternteil mit ihrem/seinem
nicht Gber ein Jahr alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung kénnen
auch Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarg bestattet werden.

§9 Sdrge und Urnen

Die Sérge miissen festgefligt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschiossen
ist. Sie diirfen picht schwer verrottbar sein, soweit nichts anderes ausdriicklich vorgeschrieben ist.

Die Sdrge sollen héchstens 2,00 m lang, 0,70 m hoch und im MittelmaB 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahme-
fallen gréRere Sdrge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der
Bestattung einzuholen. Die Sérge fiir Kindergraber dirfen héchstens 1,10 m lang, 0,50 m hoch und im
Mittelmaf 0,50 m breit sein.

Fiir die Bestattung in vorhandenen Griiften sind nur Metallsdrge oder Holzsdrge mit Metalleinsatz zugelassen,
die luftdicht verschlossen sind.

Urnen missen schnell verrottbar sein.

§ 10 Grabherstellung

Die Grdber werden von dem Friedhofspersonal oder von Beauftragten des Friedhofstrigers ausgehoben und
wieder verfiillt.

Die Tiefe der einzelnen Graber betrdgt von der Erdoberfliche {ohne Hiigel) bis zur Oberkante des Sarges
mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

Die Graber fir Erdbestattungen miissen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwiinde getrennt sein.

Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehr vorher auf seine Kosten entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben
der Gréber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehor durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden missen,
sind die dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung zu erstatten.

§ 11 Ruhezeit

Die Ruhezeit fiir Reihengrabstdtten flir Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr betrégt 40 Jahre (sie kann
auf Antrag verkiirzt werden, es missen jedoch mindestens 30 Jahre erfiillt sein). Die Ruhezeit fir alle anderen
betrdgt 30 Jahre (sie kann auf Antrag verkirzt werden, es missen jedoch mindestens 25 Jahre erfiillt sein).

1)

3)

5)

§12 Umbettungen
Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestdrt werden.

Umbettungen von Leichen und Aschen bediirfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der
vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes erteilt werden; bei Umbettungen innerhalb der Ortsgemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei
Vorliegen eines dringenden 6ffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihen- oder Urnenreihengrab-
stétte in eine andere Reihen- oder Urnenrethengrabstatte sind innerhalb der Ortsgemeinde nicht zulissig.

§ 4 Absatz 2 bleibt unberiihrt.

Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste kénnen mit vorheriger Zustimmung der
Friedhofsverwaltung in belegte Grabstdtten umgebettet werden.

Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt sind bei Umbettungen aus Reihen- oder Urnen-
reihengrabstétten die Verantwortlichen nach § 9 Abs. 1 BestG, bei Umbettungen aus Wahigrabstatten oder
Urnenwahlgrabstétten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Die Ortsgemeinde ist bei dringendem &ffentlichem
Interesse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgefiihrt. Sie kann sich dabei auch eines gewerblichen
Unternehmers bedienen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.
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6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schiden, die an benachbarten Grabstitten und Anlagen durch
die Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu tragen.

7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

8) Leichen und Aschen diirfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf behérdliche oder richterliche
Anordnung hin ausgegraben werden.

4. Grabstatten

§ 13 Aligemeines, Arten der Grabstétten

1) Die Grabstdtten werden unterschieden in
a) Reihengrabstdtten (Einzelgrabstatten)
b) Wahlgrabstatten (Doppelgrabstétten)
c) Urnenreihengrabstdtten (Einzelgrabstétten)
d) Urnenwahlgrabstatten (Doppelgrabstatten)
e) Urnenreihengrabstitten (Einzelgrabstitten) auf einem Rasengrabfeld
f) Urnenwahlgrabstdtten (Doppelgrabstétten) auf einem Rasengrabfeld

2) Die Grabstdtten bleiben Eigentum des Friedhofseigentiimers. An ihnen kénnen Rechte nur nach dieser Satzung
erworben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des Nutzungsrechts an einer der Lage nach
bestimmten Grabstétte oder auf Unverdnderlichkeit der Umgebung.

§ 14 Reihengrabstitten

1) Reihengrabstatten sind Grabstdtten (Einzelgréber) fiir Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und im
Todesfall fir die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden schriftlich zugeteilt werden. Ein Wiedererwerb des
Nutzungsrechtes an der Reihengrabstdtte ist nicht moglich.

2) Eswerden eingerichtet:
a) Reihengrabfelder fiir Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
(GrabmaRe: Ldnge 1,20 m, Breite 0,60 m),
b) Reihengrabfelder fiir Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr
(GrabmalRe: Lange 2,00 m, Breite 0,90 m),

3) Injeder Reihengrabstatte darf - auBer in Fillen des § 8 Abs. 5 - nur eine Leiche bestattet werden.

4) Das Abrdumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird 3 Monate vorher
offentlich und durch Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht.

§ 15 Wahlgrabstatten

1) Wahlgrabstatten sind Grabst&tten (Doppelgrabstatten) fir Erdbestattungen, an denen auf Antrag nach Zahlung
der festgesetzten Gebiihr ein Nutzungsrecht fiir die Dauer von 45 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Die
Ubertragung an Dritte ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ist unzulissig.

GrabmaBe: Lange 2,00 m, Breite 2,00 m.

2) Eswird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungsrechts enthilt, ausgestellt. Aus dem Nutzungsrecht
ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des Grabes.

3) Inden Wahlgrabstatten kénnen der Erwerber, sein Ehegatte bzw. der eingetragene Lebenspartner oder der
Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft bestattet werden.

4) Die Verleihung eines Nutzungsrechtes ist nur bei Eintritt eines Bestattungsfalles erst ab vollendetem 60.
Lebensjahr moglich.

5) Waéhrend der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit
nicht liberschreitet oder das Nutzungsrecht fiir die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit verlangert worden ist.
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2)

3)

4)

2)

Das Nutzungsrecht kann nur einmal flir die gesamte Wahlgrabstitte wiederverliechen werden. Die Wieder-
verleihung erfolgt auf Antrag nach den in diesem Zeitpunkt geltenden Bestimmungen iiber den Inhalt des
Nutzungsrechts und die zu zahlenden Gebiihren.

Der Erwerb einer Wahlgrabstatte zu Lebzeiten aller Nutzungsberechtigten ist nicht méglich.

§ 16 Urnengrabstitten

Aschen diirfen beigesetzt werden
a) in Urnenreihengrabstatten (Einzelgrabstitten),
b} in Urnenwahlgrabstdtten (Doppelgrabstitten),
} in die noch nicht belegte Grabstatte eines Wahlgrabes (Doppelgrabstatte)
} inUrnenreihengrabstatten (Einzelgrabstitten) auf einem Rasengrabfeld
} inUrnenwahigrabstatten (Doppelgrabstatten) auf einem Rasengrabfeld

a o

e
Urnenreihengrabstédtten sind Aschestétten, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall auf die Dauer der
Ruhezeit zur Beisetzung abgegeben werden.

Grabmafe: Lange 1,00 m, Breite 0,60 m.

Urnenwahlgrabstétten sind Aschestédtten, fir die auf Antrag ein Nutzungsrecht fiir die Dauer von 45 Jahren
(Nutzungszeit) verliehen wird. In einer Urnenwahlgrabstétte diirfen 2 Urnen beigesetzt werden.

GrabmaRe: Lange 1,00 m, Breite 0,60 m.

Die Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der Anmeldung sind eine Ausfertigung

der standesamtlichen Sterbeurkunde und die Bescheinigung des Trigers der Feuerbestattungsanlage (iber die
Eindscherung beizufiigen.

Soweit sich aus der Satzung nicht etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fiir Reihengrabstitten und
Wahlgrabstdtten entsprechend auch fiir Urnengrabstatten.

§ 17 Rasengrabfeld

Urnenreihengrabstatten (Einzelgrabstatten) auf dem Rasengrabfeld sind Aschestdtten, die der Reihe nach
belegt werden und erst im Todesfall fiir die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Ein
Wiedererwerb des Nutzungsrechts ist nicht méglich.

1. Ineiner Urneneinzelgrabstétte kann nur eine Leiche bestattet werden.

2. Urnen diirfen nur aus schnell verrottbarem Material sein.

3. Als einzige Kennzeichnung ist die Anbringung einer Schrifttafel auf dem Rasen mit dem Namen und dem

Todesdatum durch einen Steinmetz zuldssig. Symbole sowie aufgesetzte Buchstaben sind nicht zul3ssig.
Die GroRe der Schrifttafel/Platten betrigt: Linge: 0,50 m, Breite: 0,40 m, Stirke: 0,05 m

4. Soweit sich aus der Satzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften fiir Reihengrabstatten
entsprechend auch fiir die Grabstétten im Rasengrabfeld.

5. Endet das Nutzungsrecht an dieser Grabstatte, so hat die Friedhofsverwaltung, der Friedhofstriger oder
sein Beauftragter das Recht, die Schrifttafeln zu entfernen.

Urnenwabhlgrabstatten sind Aschestatten, fur die auf Antrag ein Nutzungsrecht fir die Dauer von 45 Jahren
{Nutzungszeit) verliehen wird. In einer Urnenwahlgrabstitte diirfen 2 Urnen beigesetzt werden. Die Vor-
schriften des § 17 Abs. 1 Ziffern 2 - 5 gelten entsprechend.

Das im Belegungsplan ausgewiesene Rasengrabfeld wird als Griinfliche angelegt. Im Ubrigen obliegen die
Gestaltung sowie die Pflege der Flache dem Friedhofstrager. Jegliche Verdnderung oder Gestaltung durch
Dritte ist unzuldssig. Es ist keinerlei Grabschmuck erlaubt.
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5. Gestaltung der Grabstatten

§ 18 WahlImaoglichkeit

1) Aufdem Friedhof werden Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften (§ 20) und Grabfelder mit
besonderen Gestaltungsvorschriften (§§ 21 und 28) eingerichtet.

2) Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften sind in einem Belegungsplan, der Anlage dieser Satzung ist,
festgelegt und die besonderen Gestaltungsvorschriften der Grabmale und Grabeinfassungen néher bestimmt.
Im Ubrigen gelten die Vorschriften der §§ 19 ff. dieser Satzung.

3) Beider Zuweisung einer Grabstéatte bestimmt der Antragsteller, ob diese in einem Grabfeld mit aligemeinen
oder besonderen Gestaltungsvorschriften liegen soll. Entscheidet er sich fiir eine Grabstdtte mit besonderen
Gestaltungsvorschriften, so besteht die Verpflichtung, die Gestaltungsvorschriften dieser Friedhofssatzung
einzuhalten. Eine entsprechende schriftliche Erklarung ist durch den Antragsteller zu unterzeichnen.

4) Wird von dieser Wahlmaéglichkeit nicht rechtzeitig vor der Bestattung Gebrauch gemacht, wird eine Grabstdtte
im Friedhofsteil mit besonderen Gestaltungsvorschriften zugeteilt.

§ 19 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Jede Grabstétte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die Wiirde des Friedhofes in seinen
einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

6. Grabmale

§ 20 Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit
aligemeinen Gestaltungsvorschriften

Die Grabmale diirfen max. 90 cm hoch sein. Ansonsten unterliegen die Grabmale auf den Grabfeldern ohne
besondere Gestaltungsvorschriften in ihrer Gestaltung und Bearbeitung keinen besonderen Anforderungen. Die
Gbrigen Regelungen gelten jedoch uneingeschrankt.

§ 21 Gestaltung der Grabmale in Grabfeldern mit
besonderen Gestaltungsvorschriften

Fur Grabmale in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften gelten neben der Ziffer 1 die Vorschriften
des als Anlage beigefligten Belegungsplans:

1. Plattenbelag zwischen den Grabern

Es gelten die besonderen Gestaltungsvorschriften aus § 17.

§ 22 Errichten und Andern von Grabmalen

1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der
Erkldrung, dass das Vorhaben der giiltigen Friedhofssatzung entspricht.

2) Der Anzeige sind beizufiigen der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Mafistab 1:10 unter
Angabe des Materials und seiner Bearbeitung.

3) Mit dem Vorhaben darf einen Monat nach Vorlage der volistdndigen Anzeige begonnen werden, wenn seitens
der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstofles gegen die Friedhofssatzung
gelten gemacht werden. Vor Ablauf des Monats darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung
schriftlich die Ubereinstimmung mit der geltenden Friedhofssatzung bestitigt.

4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines
Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet bzw. gedndert worden ist.
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§ 23 Standsicherheit der Grabmale

Die Grabmale sind ihrer GréRe entsprechend zu errichten und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind
und auch beim Offnen benachbarter Griber nicht umstiirzen oder sich senken kénnen. Satz 1 gilt fiir sonstige
bauliche Anlagen entsprechend.

1)

2)

3)

2)

5)

6)

§ 24 Verkehrssicherungspflicht fiir Grabmale

Die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem Zustand zu halten. Sie sind zu
{iberpriifen oder Uberpriifen zu lassen und zwar in der Regel jdhrlich zweimal, im Friihjahr nach der Frostper-
iode und im Herbst. Verantwortlich dafiir ist bei Reihen- und Urnenreihengrabstatten, wer den Antrag auf Zu-
teilung der Grabstitte gestellt hat, bei Wahlgrabstatten und Urnenwahigrabstatten der Nutzungsberechtigte.

Scheint die Standsicherheit eines Grabmales, einer sonstigen baulichen Anlage oder von Teilen davon
gefahrdet, ist der fiir die Unterhaltung Verantwortliche (Abs.1) verpflichtet, unverziiglich die erforderlichen
MafBnahmen zu treffen.

Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Verantwortlichen SicherungsmaBnahmen
(z.B. Umlegen von Grabmalen) treffen; wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofs-
verwaltung dazu auf Kosten des Verantwortlichen berechtigt. Sie kann das Grabmal oder Teile davon ent-
fernen. Die Ortsgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstande drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwort-
liche nicht bekannt oder (iber das Einwohnermeldeamt nicht zu ermitteln, genligen als Aufforderung eine
offentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstétte, welches fiir die Dauer von einem Monat
aufgestellt wird.

§ 25 Entfernen von Grabstatten und Grabmalen

Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit diirfen Grabstdtten oder Grabmale nur mit vorheriger
Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihen- und Urnenreihengrabstatten, nach Ablauf der Nutzungszeit bei
Wabhlgrabstédtten und Urnenwahlgrabstatten oder nach der Entziehung von Grabstédtten und Nutzungsrechten
sind die Grabmale innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entfernen. Auf den Ablauf der Ruhezeit bzw. der
Nutzungszeit wird durch &ffentliche Bekanntmachung hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser
Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstdtte abrdumen zu lassen. Sofern
Grabstatten von der Friedhofsverwaltung abgerdumt werden, hat der jeweilige Verpflichtete die Kosten zu
tragen.

7. Herrichten und Pflegen der Grabstatten

§ 26 Herrichten und Instandhalten der Grabstédtten

Alle Grabstatten miissen im Rahmen der Vorschriften der §§ 27 und 28 hergerichtet und dauernd instand
gehalten werden. Dies gilt entsprechend fur den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Krdnze sind
unverziiglich von den Grabstdtten zu entfernen.

Fiir die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Reihen- und Urnenreihengrabstatten der Verantwortliche
gemdR § 9 BestG, bei Wahlgrabstadtten und Urnenwahlgrabstdtten der Nutzungsberechtigte verantwortlich.

Die fiir die Grabstdtten Verantwortlichen kénnen die Grabstdtten selbst anlegen und pfiegen oder damit einen
Friedhofsgdrtner beauftragen.

Reihen- und Urnenreihengrabstdtten miissen innerhalb sechs Monaten nach der Bestattung, Wahlgrabstétten
und Urnenwahlgrabstatten innerhalb von sechs Monaten nach der Verleihung des Nutzungsrechtes
hergerichtet werden.

Das Bestreuen der Grabstatten mit Gesteinssplitt, das Aufstellen unwiirdiger GefaBBe (Konservenbiichsen usw.)
zur Aufnahme von Blumen sowie das Auflegen von Stein- und Betonplatten sind verboten.

Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung der gértnerischen Anlagen auerhalb der Grabstdtten
obliegen ausschlieflich dem Friedhofstrager.
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§ 27 Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften

Das Herrichten der Grabstétten unterliegt keinen besonderen Anforderungen. § 26 Absatze 2 bis 4 sind zu
beachten.

§ 28 Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften

Grabeinfassungen- und Abdeckplatten sind zugelassen. Die Grabstatten sollen in ihrer gesamten Restfldche
bepflanzt werden. Die Bepflanzung darf die anderen Grabstatten sowie die 6ffentlichen Anlagen und Wege nicht
beeintrichtigen. Nicht zugelassen sind insbesondere Bdume und groBwiichsige Straucher {(max. 80 cm
Wuchshéhe).

§ 29 Vernachlassigte Grabstdtten

1} Wird eine Grabstétte nicht ordnungsgemaf hergerichtet oder bepflanzt, hat der Verantwortliche auf
schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstétte innerhalb einer jeweils festzusetzenden
angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofs-
verwaltung die Grabstétte nach ihrem Ermessen auf seine Kosten herrichten oder auch einebnen lassen.

2} Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, geniigt fir die Durchfiihrung der
MaRnahme nach Absatz 1 eine 6ffentliche Bekanntmachung oder ein Hinweis auf der Grabstatte.

8. Leichenhalle

§ 30 Benutzung der Leichenhalle

1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung sowie zur Aufbewahrung der Urnen bis zur
Beisetzung. Sie darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung oder des Friedhofstragers betreten werden. Die
Friedhofsverwaltung oder der Friedhofstrager kann hierfiir bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen
Fallen {z.B. Unfalltod) Ausnahmen méglich sind.

2) Die Sarge sind spatestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beisetzung endgliltig zu
schliefen.

3) Die Sarge der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen meldepflichtigen Krankheit Verstorbenen sollen
in einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesem Raum und die
Besichtigung der Leichen bedirfen zusétzlich der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.

9. Schlussvorschriften

§ 31 Alte Rechte

1) Bei Grabstétten, die vor Inkrafttreten dieser Satzung bereits zugeteilt oder erworben sind, richten sich Ruhezeit
und Gestaltung nach den neuen Vorschriften.

2) Dievor Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenzter oder bestimmter Dauer
werden auf 45 Jahre seit Verleihung begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten
dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.

3) Im Ubrigen gilt diese Satzung.

§ 32 Haftung

Die Ortsgemeinde haftet nicht flir Schaden, die durch satzungswidrige Benutzung des Friedhofs sowie seiner
Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder Tiere entstehen.
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§ 33 Ordnungswidrigkeiten

1} Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Abs. 5 GemO handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

N o v s w

10.

11.
12.

den Friedhof entgegen der Bestimmungen des § 5 betritt,

sich auf dem Friedhof nicht der Wiirde des Ortes entsprechend verhélt oder die Anordnungen des
Friedhofspersonals oder der Beauftragten des Friedhofstragers sowie der Friedhofsverwaltung nicht
befolgt (§ 6 Abs. 1),

gegen die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 Satz 1 verstofit,

eine gewerbliche Titigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausiibt (§ 7 Abs. 1),

Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt {§ 12),

die Bestimmungen iiber zulédssige MaBe fiir Grabmale nicht einhalt (§§ 20, 21),

als Verfiigungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder Gewerbetreibender Grabmale, Rasengrabplatten
oder sonstige Grabausstattungen ohne vorherige Anzeige errichtet oder verdndert (§ 22 Abs. 1 und 3),
Grabmale und sonstige baulichen Anlagen ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung

entfernt (§ 25 Abs. 1),

Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand halt (§§ 23, 24 und 26),
Grabstitten entgegen den §§ 17 und 19 mit Grabeinfassungen versieht oder nicht oder entgegen

§§ 26 und 28 bepflanzt, ‘

Grabstatten vernachldssigt (§ 29),

die Leichenhalle entgegen § 30 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 betritt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 2.000 Euro geahndet werden. Das Gesetz iber
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 24.05.1968 (BGBI. | S. 481) in seiner jeweils geltenden Fassung findet
Anwendung.

§ 34 Gebthren

Fur die Benutzung des Friedhofes der Ortsgemeinde und seiner Einrichtungen sind die Gebilihren nach der jeweils
geltenden Satzung (iber die Erhebung von Friedhofsgebiihren zu entrichten.

§ 35 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofs-
satzung vom 06.11.1997 sowie die Satzung der Ortsgemeinde Welchweiler zur Anderung der Friedhofssatzung
vom 02.04.2003, auRer Kraft.

Welchweiler, den 16.09.2Q015
gez. Horst Christoffel

(Ortsbiirgermeister)
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